Vreufifche Gefefanmlung 


Nr. 28.— 


(Nr. 11150.) Geſetz über den Erwerb von Fiſchereiberechtigungen durch den Staat und das 
Aufgebot von Fiſchereiberechtigungen. Vom 2. September 1911. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ic, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 


N 
Für Fiſchereiberechtigungen an Gewäſſern, die durch Bauausführungen der 
ſtaatlichen Waſſerbauverwaltung betroffen werden, gelten die nachfolgenden Vor⸗ 


ſchriften. 
92 


Die Fiſchereiberechtigungen können als ſelbſtändige Gerechtigkeiten ganz oder 
für Teile der Gewäſſer auf den Staat übertragen werden. 

Zu der Abertragung iſt die Einigung des Fiſchereiberechtigten und des 
Staates über die Rechtsänderung und die Eintragung der Rechtsänderung im 
Grundbuch erforderlich. 

§ 3. 


Die Einigung bedarf der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung oder 
der Beurkundung nach Maßgabe des Artikel 12 §8 2, 4 des Ausführungsgeſetzes 
zum Bürgerlichen Geſetzbuche (Gefeßfamml. 1899 S. 183). 

Die Eintragung erfolgt auf Grund des bloßen Nachweiſes der Einigung 
durch die Anlegung eines beſonderen Blattes für die ſelbſtändige Gerechtigkeit. 

Bei der Eintragung iſt, falls die Berechtigung noch nicht im Grundbuch 
eingetragen war, erſichtlich zu machen, daß der Staat das Recht nur erwirbt, 
ſoweit es dem Übertragenden zuſteht. 


§ 4. 

Für die Anlegung und Führung des beſonderen Grundbuchblatts iſt, wenn 
die Fiſchereiberechtigung mit dem Eigentum an einem Grundſtücke verbunden 
war, das Grundbuchamt zuſtändig, welches das Grundbuch über das Grundſtück 
zu führen hat. 
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Im übrigen iſt für die Zuständigkeit die Lage des Gewäſſers maßgebend, 
das den Gegenſtand der Fiſchereiberechtigung bildet. Erſtreckt ſich die Berechtigung 
über den Bezirk eines Grundbuchamts hinaus, ſo iſt das zuſtändige Grundbuch⸗ 
amt nach § 20 des Ausführungsgeſetzes zum Gerichtsverfaſſungsgeſetze (Geſetz 
ſamml. 1899 S. 276) zu beſtimmen. 


§ 5. 

Bei Fiſchereiberechtigungen, die mit dem Eigentum an einem Grundſtücke 
verbunden ſind oder auf dem Eigentum an einem im Grundbuch eingetragenen 
Gewäſſer beruhen, wird die Anlegung des Blattes für die ſelbſtändige Gerechtig⸗ 
keit auf dem Blatte des Grundſtücks oder des Gewäſſers vermerkt. 

Eingetragene Rechte Dritter an dem Grundſtück oder an dem Gewäſſer, 
die ſich auf die Fiſchereiberechtigung erſtrecken, find auf das Blatt der ſelbſtändigen 
Gerechtigkeit zu übertragen, ſofern nicht der Dritte die Löſchung bewilligt. 


§ 6. 
Sind mit der Fiſchereiberechtigung Nebenrechte verbunden, insbeſondere das 
Recht zum Trocknen der Netze, zur Rohrnutzung oder zum Fiſchen auf über⸗ 
ſchwemmten Wieſen, ſo gehen ſie mit der Fiſchereiberechtigung auf den Staat über. 


87. b 
Das Geſetz, betreffend die durch ein Auseinanderſetzungsverfahren begründeten 
gemeinſchaftlichen Angelegenheiten, vom 2. April 1887 (Geſetzſamml. S. 105) 
findet auf gemeinſchaftliche Fiſchereiberechtigungen auch dann Anwendung, wenn 
ſie zwar nicht durch ein Auseinanderſetzungsverfahren begründet, aber in einem 
Auseinanderſetzungsrezeß aufrecht erhalten ſind. 


§8. 

Auf die ſelbſtändigen Fiſchereigerechtigkeiten finden die Vorſchriften An⸗ 
wendung, die nach Artikel 40 Abſ. 1, 2 des Ausführungsgeſetzes zum Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuche (Gefegfamml. 1899 S. 201) und nach den Artikeln 22, 28 des 
Ausführungsgeſetzes zur Grundbuchordnung (Geſetzſamml. 1899 S. 312, 313) 
für andere eingetragene ſelbſtändige Gerechtigkeiten gelten. 


§9. 

Die Fiſchereiberechtigungen können im Wege des Aufgebotsverfahrens mit 
der Wirkung ausgeſchloſſen werden, daß ſie dem Staate gegenüber nicht mehr 
geltend gemacht werden können. Das Aufgebot iſt nur für beſtimmte Gewäſſer 
oder Strecken von Gewäſſern (Aufgebotsgebiet) zuläſſig. 

Für das Aufgebotsverfahren gelten die beſonderen Beſtimmungen der 
§§ 10 bis 15. 
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§ 10. 

Zuſtändig iſt das Amtsgericht, zu deſſen Bezirke das Aufgebotsgebiet gehört. 
Erſtreckt ſich dieſes Gebiet über den Bezirk eines Amtsgerichts hinaus, ſo iſt das 
zuſtändige Gericht nach § 20 des Ausführungsgeſetzes zum Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetze (Geſetzſaamml. 1899 S. 276) zu beſtimmen. 


. 

Antragsberechtigt iſt die für die Bauausführung ($ 1) zuſtändige Provinzial⸗ 
behörde. 

5 Der Antrag muß eine genaue Bezeichnung des Aufgebotsgebiets, ſoweit 
erforderlich nach einer dem Antrage beizufügenden Karte, und die Angabe der 
mit ihrem Bezirk an dem Aufgebotsgebiete beteiligten Amtsgerichte, Regierungen, 
Kreiſe und Gemeinden enthalten. 

Die Antragſtellerin hat die ihr bekannten Fiſchereianſprüche unter Angabe 
des Wohnorts der Berechtigten, und zwar auch nach der räumlichen Ausdehnung 
und der Art der Fiſcherei, ſoweit ihr dieſe bekannt ſind, anzuzeigen und gleich— 
zeitig durch Beſcheinigungen der Gemeindevorſteher (Gutsvorſteher) des Aufgebots— 
gebiets glaubhaft zu machen, daß andere Fiſchereianſprüche als die angezeigten 
nicht bekannt ſind. 

f § 12. 

In das Aufgebot iſt aufzunehmen: 

1. die genaue Bezeichnung des Aufgebotsgebiets; 

2. die Aufforderung, Fiſchereiberechtigungen, die für das Aufgebotsgebiet 
oder einen Teil des Gebiets in Anſpruch genommen werden, nach der 
räumlichen Ausdehnung und der Art der Fiſcherei ſpäteſtens im Auf⸗ 
gebotstermin anzumelden, widrigenfalls ſie mit der Wirkung aus⸗ 
geſchloſſen werden würden, daß ſie dem Staate gegenüber nicht mehr 
geltend gemacht werden können. 


§ 13. 
Die öffentliche Bekanntmachung des Aufgebots erfolgt: 
1. durch Anheftung an die Gerichtstafel bei den beteiligten Amtsgerichten; 
2. durch Einrückung in den Deutſchen Reichsanzeiger ſowie in die Amts⸗ 
blätter der beteiligten Regierungen und die Kreisblätter der beteiligten 
Kreiſe; 
3. durch ortsübliche Bekanntmachung in den beteiligten Gemeinden. 
Das Gericht kann anordnen, daß die Bekanntmachung noch in andere 
Blätter einzurücken iſt. a 
Das Aufgebot ſoll den von der Antragſtellerin angezeigten Fiſcherei⸗ 
berechtigten von Amts wegen unter Mitteilung der Anzeige zugeſtellt werden, 
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und zwar, fofern auch die räumliche Ausdehnung und die Art der Fiſcherei an⸗ 
gezeigt find, mit der Eröffnung, daß es der Anmeldung der Anſprüche nicht be 
dürfe, ſoweit nicht weitergehende Rechte, als angezeigt find, in Anſpruch ge- 
nommen werden. Im übrigen erfolgt die Zuſtellung mit der Aufforderung, 
Fiſchereiberechtigungen, die für das Aufgebotsgebiet oder einen Teil des Gebiets 
in Anſpruch genommen werden, nach der räumlichen Ausdehnung und der Art 
der Fiſcherei ſpäteſtens im Aufgebotstermin anzumelden. Die Zuſtellung kann 
durch Aufgabe zur Poſt erfolgen. 
§ 14. 
Die Aufgebotsfriſt muß mindeſtens drei Monate betragen. 


8 15. 


In dem Ausſchlußurteile ſind die von der Antragſtellerin unter Angabe 
der räumlichen Ausdehnung und der Art der Fiſcherei angezeigten Fiſcherei⸗ 
anſprüche auch dann vorzubehalten, wenn ſie nicht angemeldet ſind. 


$ 16. | 


Die Vorſchriften der §§ 2 bis 6 finden auch dann Anwendung, wenn die 
Einigung vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes zuſtande gekommen iſt. > 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Neues Palais, den 2. September 1911. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. Beſeler. v. Breitenbach. 
v. Heeringen. Frhr. v. Schorlemer. v. Dallwitz. Lentze. 
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